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Besondere Bedingungen für Lieferung & Montage (Werkverträge) sowie für 
Constructing  
Gültig ab September 2025 
 
Diese besonderen Bedingungen finden Anwendung, wenn die Geschäftsbeziehung auf die Lieferung, 
Montage, Errichtung oder Constructing von Photovoltaikanlagen, Batteriespeichersystemen (BESS) oder 
Ladeinfrastruktur gerichtet ist. Für diese Verträge gelten ergänzend insbesondere die nachfolgenden 
Regelungen: 

a) Mitwirkungspflichten des Kunden 

(1) Der Kunde hat auf eigene Kosten sämtliche baulichen, technischen, rechtlichen und organisatorischen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass die Lieferung, Montage, Installation und Inbetriebnahme der 
Produkte – einschließlich Photovoltaikanlagen, Batteriespeichersystemen (BESS) und Ladeinfrastruktur – 
vereinbarungsgemäß begonnen und ohne Unterbrechung durchgeführt werden kann. 

(2) Zu den Mitwirkungspflichten des Kunden gehören insbesondere: 

• Allgemein: 

o rechtzeitige Schaffung und Sicherstellung der erforderlichen Zuwegungen, 
Montageflächen und Kabeltrassen, 

o Einholung sämtlicher behördlicher Genehmigungen und Zustimmungen Dritter, 

o Durchführung und Vorlage von Spartenauskünften, Nachweis der Altlasten- und 
Kampfmittelfreiheit. 

o Mitwirkung bei der Einrichtung, Aufrechterhaltung und fortlaufenden Überprüfung 
einer ordnungsgemäßen, stabilen und leistungsfähigen Daten- und 
Kommunikationsverbindung. Diese Mitwirkungspflicht umfasst insbesondere die 
Bereitstellung und Sicherstellung der für Fernüberwachung, Fernwirktechnik und 
SCADA-Systeme erforderlichen Kommunikationsinfrastruktur sowie die unverzügliche 
Mitwirkung bei der Behebung etwaiger Störungen oder Unterbrechungen der 
Datenübertragung, soweit diese im Verantwortungsbereich des Kunden liegen. 
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• Aufdach-PV-Anlagen: 

o Prüfung und Sicherstellung der statischen Eignung der Dachkonstruktion und des 
Gebäudes, 

o Herstellung der Durchführungen und Abdichtungen nach Vorgabe des Auftragnehmers. 

• Freiflächen-PV-Anlagen: 

o Prüfung der Bodenverhältnisse, Geländevorbereitung, Erdarbeiten, 

o Beseitigung von Bewuchs oder Hindernissen, 

o Herstellung von Zuwegungen für Schwerlasttransporte. 

• Batteriespeichersysteme (BESS): 

o Bereitstellung eines geeigneten Fundaments bzw. Technikgebäudes einschließlich 
erforderlicher Raumhöhe, Bodenlastreserven und Klimatisierung, 

o Umsetzung aller brandschutztechnischen Anforderungen (z. B. Löschkonzept, 
Brandabschnitte, Sicherheitsabstände), 

o Herstellung der kompletten elektrischen Infrastruktur bis zu den vom Auftragnehmer 
vorgegebenen Übergabepunkten (z. B. Mittelspannungsanschluss, Trafostation, 
Netzschutz, Erdungssystem), 

o Sicherstellung einer stabilen Daten- und Kommunikationsverbindung 
(Fernüberwachung, SCADA, Fernwirktechnik), 

o Vorlage der Netzanschlusszusage sowie Einhaltung der vom Netzbetreiber 
vorgegebenen Netzverträglichkeitsparameter, 

o rechtzeitige Umsetzung und Vorlage eines behördlich genehmigten Brandschutz- und 
Sicherheitskonzeptes. 

(3) Der Kunde gestattet dem Auftragnehmer sowie den von ihm beauftragten Subunternehmern 
uneingeschränkten Zugang zum Montage- und Installationsort, soweit dies zur Erbringung der vertraglich 
geschuldeten Leistungen erforderlich ist. 

(4) Verzögerungen, Mehrkosten oder Leistungshindernisse, die aus einer Verletzung oder nicht 
rechtzeitigen Erfüllung der Mitwirkungspflichten durch den Kunden resultieren, gehen zu Lasten des 
Kunden. Vertraglich vereinbarte Fristen verlängern sich entsprechend. 
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b) Umfang der Leistungen 

(1) Der Leistungsumfang ergibt sich aus der jeweiligen Auftragsbestätigung sowie vereinbarten 
Nebenleistungen. Hierzu zählt insbesondere die Abtretung von Herstellergarantien, soweit der 
Auftragnehmer selbst aus diesen Garantien berechtigt ist. 

(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die zur Leistungserbringung erforderlichen Arbeiten durch Dritte 
ausführen zu lassen. 

(3) Leistungen, die in der Auftragsbestätigung nicht enthalten sind, aber bei der Montage erforderlich 
werden, gelten als Nebenleistungen und können dem Kunden gesondert in Rechnung gestellt werden. 
Hierzu gehören insbesondere: 

• die Herstellung oder Bereitstellung fehlender Kabeltrassen, Kabelgräben und Leerrohre, 

• der Einbau von Messwandlern oder Leerplätzen zur Einspeisung, 

• sonstige Zusatzarbeiten, die zur vollständigen Inbetriebnahme notwendig sind. 

(4) Zum Leistungsumfang gehört bei Beauftragung von Constructing-Leistungen insbesondere die 
Übernahme von Koordinations-, Projektsteuerungs- und Generalunternehmeraufgaben. Hierzu zählen 
die Bauüberwachung, Steuerung von Nachunternehmern, Sicherstellung der termin- und fachgerechten 
Ausführung aller Gewerke sowie die Koordination behördlicher Abnahmen.  

 

c) Abnahme  

(1) Der Kunde ist verpflichtet, die vertragsgegenständliche Leistung nach Fertigstellung unverzüglich 
abzunehmen. Die Abnahme kann schriftlich, durch Unterzeichnung eines Abnahmeprotokolls oder durch 
Inbetriebnahme bzw. Nutzung der Anlage erfolgen.  

(2) Geringfügige Mängel berechtigen den Kunden nicht zur Verweigerung der Abnahme. Diese werden im 
Abnahmeprotokoll vermerkt und sind innerhalb einer angemessenen Frist zu beseitigen.  

(3) Erfolgt keine ausdrückliche Abnahme, gilt die Leistung spätestens 14 Kalendertage nach schriftlicher 
Mitteilung der Fertigstellung als abgenommen, sofern der Kunde innerhalb dieser Frist keine wesentlichen 
Mängel rügt. 

(4) Bei Constructing-Leistungen gilt die Abnahme der Gesamtanlage bzw. des Werkes zugleich als 
Abnahme der Constructing-Leistung. 
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d) Gefahrübergang 

(1) Bei Verträgen über Lieferung und Montage von Photovoltaikanlagen, Batteriespeichersystemen (BESS) 
und Ladeinfrastruktur geht die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung 
der gelieferten Produkte mit der Abnahme durch den Kunden auf diesen über. 

(2) Erfolgt eine Lieferung ohne Montage oder Inbetriebnahme (z. B. Ersatzteile, Komponenten), geht die 
Gefahr mit Übergabe der Produkte an den Kunden oder mit Übergabe an den Spediteur/Frachtführer 
auf den Kunden über. 

(3) Bei BESS-Anlagen geht die Gefahr spätestens mit erfolgreicher Inbetriebnahme oder – soweit 
erforderlich – mit Anschluss an das Stromnetz über. Erfolgt eine Teilabnahme (z. B. für einzelne 
Bauabschnitte, Container, Trafostationen), geht die Gefahr mit der jeweiligen Teilabnahme über. 

(4) Verzögert sich die Abnahme aus Gründen, die der Kunde zu vertreten hat, so geht die Gefahr mit 
Anzeige der Abnahmebereitschaft auf den Kunden über. 

(5) Bis zur vollständigen Übergabe/Abnahme trägt der Auftragnehmer die Gefahr für die von ihm 
eingebrachten Materialien und Geräte. Nach Gefahrübergang haftet der Kunde für Beschädigung, 
Verlust oder Untergang der Anlage, soweit nicht zwingende Haftungstatbestände (z. B. nach § 10 der 
AGB) eingreifen. 

 

e) Haftungsergänzungen 

(1) Für Sachschäden sowie daraus resultierende weitere Vermögensschäden ist die Haftung des 
Auftragnehmers – soweit gesetzlich zulässig – auf die Höhe der vereinbarten Nettovergütung für den 
jeweiligen Vertrag begrenzt. 

(2) Eine Haftung für mittelbare Schäden, Mangelfolgeschäden, entgangenen Gewinn, Nutzungsausfall 
oder Betriebsunterbrechungen ist ausgeschlossen, soweit diese nicht auf Vorsatz, grober Fahrlässigkeit 
oder einer Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit beruhen. 

(3) Der Kunde ist verpflichtet, angemessene Maßnahmen zur Schadensabwehr und -minderung zu treffen. 
Insbesondere hat er sicherzustellen, dass die Anlage nach der Abnahme ordnungsgemäß betrieben und 
gewartet wird, um Schäden zu vermeiden. 

(4) Die vorstehenden Haftungsbeschränkungen gelten nicht, soweit der Auftragnehmer zwingend haftet, 
insbesondere nach dem Produkthaftungsgesetz oder bei Übernahme einer ausdrücklichen Garantie. 
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(5) Für Planungs- oder Koordinationsfehler im Rahmen des Constructings gelten die 
Haftungsbeschränkungen nach § 10 der AGB entsprechend. 

 

f) Ergänzung zu § 11  

Ergänzend zu § 11 der AGB gelten für Werkverträge folgende besondere Bestimmungen: 

(1) Als Fälle höherer Gewalt gelten auch außergewöhnliche meteorologische Bedingungen (z. B. 
Starkregen, Schneefall, Eis, Sturm), sofern diese die Anlieferung, Montage oder Inbetriebnahme der 
Anlagen unmöglich machen oder erheblich verzögern. 

(2) Gleiches gilt, wenn aufgrund von Arbeitsschutz-, Gesundheits-, Sicherheits- oder behördlichen 
Vorgaben die Durchführung der Montagearbeiten vorübergehend ausgeschlossen oder beschränkt ist. 

(3) Verzögert sich die Leistungserbringung infolge höherer Gewalt oder vergleichbarer, vom 
Auftragnehmer nicht zu vertretender Umstände, verlängern sich die vereinbarten Fristen um die Dauer 
der Behinderung zuzüglich einer angemessenen Wiederanlaufzeit. 

(4) Schadensersatzansprüche des Kunden wegen Verzögerungen oder Leistungsstörungen aufgrund 
höherer Gewalt oder vergleichbarer Umstände sind ausgeschlossen. Unberührt bleiben die gesetzlichen 
Rechte des Kunden, wenn das Leistungshindernis dauerhaft andauert und eine Anpassung des Vertrages 
nach Treu und Glauben nicht möglich ist. 

 

g) Mängelrechte / Gewährleistung 

(1) Für Mängel an den vom Auftragnehmer gelieferten und montierten Produkten gilt ausschließlich das 
Werkvertragsrecht (§§ 633 ff. BGB), soweit in den AGB keine abweichenden Regelungen getroffen sind. 

(2) Der Kunde hat Mängel unverzüglich nach ihrer Entdeckung schriftlich anzuzeigen und dem 
Auftragnehmer eine angemessene Frist zur Nacherfüllung zu setzen. 

(3) Der Auftragnehmer ist berechtigt, nach eigener Wahl Nacherfüllung durch Nachbesserung oder 
Ersatzlieferung zu leisten. Schlägt die Nacherfüllung zweimal fehl oder wird sie vom Auftragnehmer 
endgültig verweigert, kann der Kunde – nach den gesetzlichen Vorschriften – den Preis mindern oder vom 
Vertrag zurücktreten. 

(4) Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt zwölf (12) Monate ab Abnahme der Leistungen. 
Hiervon ausgenommen sind Ansprüche bei Vorsatz, grober Fahrlässigkeit, Arglist, Verletzung von Leben, 
Körper oder Gesundheit sowie Ansprüche aus dem Produkthaftungsgesetz; insoweit gelten die 
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gesetzlichen Verjährungsfristen. Für Bauwerke sowie für Werke, deren Erfolg in der Erbringung von 
Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht, gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen. 

(5) Mängelansprüche sind ausgeschlossen, soweit diese beruhen auf: 

• unsachgemäßer Bedienung oder Wartung durch den Kunden oder Dritte, 

• Einsatz nicht freigegebener Komponenten, Ersatzteile oder Software, 

• äußeren Einflüssen (z. B. Vandalismus, höhere Gewalt, Tierverbiss), 

• Netzausfällen, Netzstörungen oder behördlich angeordneten Abschaltungen, 

• Umgebungsbedingungen, die von den vereinbarten Spezifikationen abweichen (z. B. Temperatur, 
Feuchtigkeit, Aufstellungsort). 

(6) Weitergehende Ansprüche des Kunden wegen Mängeln, insbesondere auf Ersatz von 
Mangelfolgeschäden, entgangenem Gewinn oder Betriebsunterbrechungen, bestehen nur im Rahmen 
der Haftungsregelungen gemäß § 10 der AGB. 

(7) Bei Constructing-Leistungen richten sich die Mängelrechte nach den Vorschriften über Werkverträge 
(§§ 633 ff. BGB). 

 

h) Verjährung von Mängelansprüchen  

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die Verjährungsfrist für Ansprüche wegen Sach- und 
Rechtsmängeln zwölf (12) Monate ab Ablieferung bzw. Gefahrübergang. Soweit eine Abnahme vereinbart 
ist, beginnt die Frist mit der Abnahme. 

(2) Unberührt bleiben gesetzliche Verjährungsfristen für: 

• dingliche Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB), 

• Bauwerke und Baustoffe (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB), 

• Fälle von Arglist, Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit, 

• Ansprüche aus einer übernommenen Garantie, 

• Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz, 

• Rückgriffsansprüche des Unternehmers in der Lieferkette (§§ 478, 479 BGB). 
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(3) Soweit der Auftragnehmer dem Kunden Schadensersatz wegen oder infolge eines Mangels schuldet, 
gelten die in dieser Klausel geregelten Fristen auch für konkurrierende außervertragliche 
Schadensersatzansprüche, es sei denn, die regelmäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 199 BGB) führt im 
Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung. 

 

i) Kündigung 

(1) Unbeschadet der gesetzlichen Rechte ist der Auftragnehmer berechtigt, den Vertrag aus wichtigem 
Grund fristlos zu kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn der Kunde trotz Fristsetzung 
seinen Mitwirkungspflichten nicht nachkommt oder sich im Zahlungsverzug befindet.  

(2) Dauert ein Fall höherer Gewalt oder ein vergleichbares Ereignis länger als drei (3) Monate an, ist jede 
Vertragspartei berechtigt, die Geschäftsbeziehung mit Wirkung für die Zukunft durch schriftliche 
Erklärung zu kündigen. 

 

j) Referenznennung und Werbung 

(1) Der Kunde erklärt sich damit einverstanden, dass der Auftragnehmer die errichtete Anlage oder Bau- 
und Projektsteuerungsleistungen nach erfolgter Abnahme als Referenz benennen und zu Werbezwecken 
nutzen darf, sofern dem nicht berechtigte Interessen des Kunden entgegenstehen. 

(2) Bei Veröffentlichung verpflichtet sich der Auftragnehmer, keine personenbezogenen Daten sowie 
keine detaillierten Ortsangaben preiszugeben, die einen unmittelbaren Rückschluss auf den Kunden oder 
den Standort der Anlage ermöglichen. 

(3) Der Auftragnehmer ist berechtigt, Fotos der errichteten Anlagen anzufertigen und in anonymisierter 
Form für Referenz- und Werbezwecke zu verwenden, .  

(4) Der Kunde kann der Nutzung aus wichtigem Grund widersprechen. Der Widerspruch muss schriftlich, 
in Textform erfolgen.  

 


